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NachdemJuncker mit der
Doppelstaatsbürgerschaft
nachlinksschielte, haut
sein ParteikollegeLuc

Frieden nunin dierechte
Kerbe. So oder so: Die CSV
betreibt Wahlkampf mit

Themen, an denen essich
leicht die Finger verbrennen

lässt.

Pressetermin i m Justizmini-
steriumzumThema Delinquenz.
Worum wird es da wohl gehen?
Kampagnen gegen Racketting?
Vorstellung neuer Konzepte in
Sachen jugendliche Straftäter?
Offener Strafvollzug für Frauen?
Begleitung ehemaliger Inhaftier-
ter nach dem Gefängnisaufent-
halt, umdie Rückfallquotezube-
grenzen? Ganz falsch: Die Zah-
len der begangenen Straftaten
undjene der Verurteilungen sol-
len einander angenähert wer-
den. Heißt das, dass endlich die
Klagenzuhäuslicher Gewalt von
der Staatsanwaltschaft ernster
genommen werden? Auch
falsch. Bei seiner Pressekonfe-
renz am Montag sprach Justiz-
minister Luc Frieden (CSV)
vor allem über Diebstähle,
Schlägereien, Drogenhandel und
Vandalismus.

Gewaltentrennung
Zudummnur, dass die Zahlen

den plötzlichen Eifer kaum
rechtfertigen. Trotz steigender
Bevölkerungszahl stagniert in
Luxemburg − und das bestätigt
sogar Frieden− die Kri minalität.
Statt der über 29.000 Fälle i m
"deliktintensivsten" Jahr 1994,
soist i mBericht des Innenmini-
steriums nachzulesen, konsta-
tiertediePolizei i mvergangenen
Jahr weniger als 23.000 Fälle.
Auch wenn der Rückgang zum
großen Teil durch die Abnahme
von Drogendelikten und mit den
geringer gewordenen Verstößen
gegen das Aufenthaltsrecht zu
erklären ist, so lässt sich aus
diesen Zahlen wohl kaum ein
Tatbestand heraufbeschwören,
der Friedens Halali rechtfertigt.
Und die Argumentation, diese
Stagnation erkläre sich durch
die Aufstockung des Personals
bei Staatsanwaltschaft und Un-
tersuchungsrichterInnen

scheint etwas "far fetched". Lo-
gischer wäre, wenn ein Mehr an
personellen Ressourcen auf al-
len Ebenen zunächst einmal ein
Ansteigen der Zahl der regi-

strierten und behandelten Fälle
bewirken würde.
Wenn Frieden nun die Lücke

zwischen polizeilich registrier-
ter Kri minalität und ihrer ge-
richtlichenVerfolgungschließen
will, bedarf es aber mehr als der
angekündigten Aufstockungen.
Denn es offenbaren sich bei die-
semThemanochandereFragen.
Neben dem Aspekt der Gewal-
tentrennung zwischen Ministe-
riumund Magistratur stellt sich
das Problem des Handlungs-
spielraums der Staatsanwalt-
schaft auchingesellschaftlicher
Hinsicht: Er ist ein Gradmesser
für die öffentliche Akzeptanz be-
sti mmter Verhaltensformen.
Frappierend ist zum Beispiel,
dass Ordnungskräfte und Justiz
in puncto Gewalt gegen Frauen
in vielen Fällen wenig Arbeitsei-
fer zeigen. Ein positiveres Bei-
spiel ist der Drogenkonsum. Hier
folgte die Staatsanwalt in den
letztenJahrenzusehends der öf-
fentlichen Meinung, dass der al-
leinige Besitz vonRauschmitteln
für den persönlichen Gebrauch
keinVerbrechenist− undsahim-
mer häufiger von einer Strafver-
folgung ab. Das schlug sich
schließlich auch in der Ab-
schwächungdes Strafinstrumen-
tariums in der Drogengesetzge-
bungnieder.
A propos Zahlen: Vierteljähr-

lich soll der Presse ab sofort ei-
ne statistische Bestandsaufnah-
me über die von der Staatsan-
waltschaft behandelten Klagen
vorgelegt werden. Das ist be-
grüßenswert, aber zugleich
auch ein Eingeständnis der Da-
tenmisere, in der die Luxembur-
ger Justiz zur Zeit versinkt. I m
Vergleich zu den Angaben der
Polizei, die seit einigen Jahren
mit recht detailliertem statisti-
schen Material aufwartet, zeich-
net sich der alljährliche Bericht
des Justizministeriums durch
ein undurchsichtiges Chaos aus.
Herauszufinden, wie viele Ju-
gendliche in der Schrassiger
Haftanstalt landen, gestaltet
sich ebenso schwierig wie Ver-

gleiche zwischen den von der
Polizei registriertenunddenvon
der Staatsanwaltschaft verfolg-
ten Fällen zu ziehen oder Ent-
wicklungen in der Urteilsspre-
chung über mehrere Jahre fest-
zustellen. Der Mangel an
Transparenz reproduziert sich
mit der fast leeren Homepage
des Ministeriums.
Kein Wunder, dass sogar der

Minister selbst die Zahlen über
die Verteilung der Delinquenz
auf dieluxemburgische undaus-
ländische Bevölkerung falsch
wiedergab. Nicht 34, sondern
19,7 Prozent der Straftaten wer-
den von Nicht−Residenten be-
gangen, 37,9vonresidentenAus-
länderInnen und 39,1 Prozent
von LuxemburgerInnen. Dass es
sich in nur zehn bis zwölf Pro-
zent der Fälle um Infraktionen
gegen Personen handelt − und
auch hier stagnieren die Zahlen
−, macht klar, dass Luxemburg
nicht mit der Banlieue von Paris
oder Lyon vergleichbar ist. Es
deutet auch auf spezifische so-
ziale Probleme in der Bevölke-
runghin: Der hoheAnteil anVan-
dalismus, kleinen Einbrüchen
und Autoknackereien ist ein si-
cheres Zeichen für Jugend− und
Drogendelinquenz und sozialer
Marginalisierung. Genau hier
würde dann auch Handlungsbe-
darf bestehen: Die politische
Tragödie der letzten Jahrzehnte
spielt sichi mBereichder Famili-
entherapie, der öffentlichen Ju-
gendarbeit, der Täterresoziali-
sierung und der Sozialarbeit i m
weiterenSinneab. WenneineRe-
gierung angesichts der desola-
ten Zustände, die i m sozio−
pädagogischen Bereich herr-
schen, als einzige Antwort Law
& Order zu bieten hat, dann ist
das End−of−Pipe−Politik vom
Schli mmsten. Und wenn einJus-
tizminister ohneZusammenspiel
mit der Familienministerinledig-
lich für mehr Strafverfolgung
plädiert, ignoriert er die wirkli-
chenProbleme, die diese Zahlen
skizzieren.

Politisches Signal
Dass vor allem die kleine

Straßenkri minalität nunins Zen-
trum des Interesses gerückt
wird, darf jedoch als politisches
Signal verstanden werden. Zwar
sind es in Luxemburg noch
knapp zwei Jahre bis zu den
nächsten Wahlen, aber es ist
wohl kein Zufall, dass das Si-
cherheitsthema, das in den
Nachbarländernfürrechte Wahl-
siege hergehalten hat, nun auch
bei uns Urständefeiern soll. An-
geblich geht der Minister in die
Offensive, damit das Thema
nicht von den Parteien in die
Wahlkampagnen eingebracht
werden kann. Aber da auch Luc
Frieden wiedergewählt werden
will, und mit ihmdie Partei, der
er angehört, ist das doch ein
recht zweifelhaftes Argument.
Die visuelle Symbolik anlässlich
der Pressekonferenz, der Mini-
ster und sein Beamter vor dem
überdi mensionierten Konterfei
einer Justitia−Waage, verdeut-
licht, was Frieden i m Schilde
führt: Mit starken Worten und
demonstrativer Entschlossen-
heit will er selbst das Wahlpo-
tenzial an verunsicherten und
nach Ordnung rufenden Bürge-
rInnen ausschöpfen. Mit genau
demgleichen Risiko wiein unse-
ren Nachbarländern, Sti mmun-
gen zu erzeugen, die den Nähr-
boden für rechtes Gedankengut
liefern. Le Penlässt grüßen.

Renée Wagener

Mädchenlernen besser
Wer diejüngst veröffentlichten "Chiffres clés del' édu-
cati on nationale" genau studiert, wird ei ni ge ge-
schlechtsspezifische Besonderheiten entdecken kön-
nen. So war der Anteil der Jungen an allen SchülerI n-
neni n den Jahren 2000und 2001 zwarleicht höher als
der Anteil der Mädchen, doch i n der höchsten Schul-
stufe, dem"ensei gnement secondaire", gi ng dieser mit
44,2 Prozent gegenüber den Mädchen (55,8 Prozent)
zurück. I n der "éducati on differenciée", demUnterricht
für Ki nder mit Lernschwieri gkeiten und/oder Behi nde-
rungen, ist der "Gender−Gap" noch ausgeprägter: 63, 1
Prozent der 700 SchülerI nnen dieses Schultyps si nd
männlich gegenüber 49,3 Prozent Mädchen. Ei ne Tat-
sache, die auch Anne Brasseur nicht verborgen blieb.
Dochtrotz"alarmierender" Zahlen wollte die Ministeri n
auf i hrer Pressekonferenz am vergangenen Dienstag
weder mögliche Gründe hierfür nennen noch daraus
Schl ussfol gerungen ziehen. Dafür kritisierte sie erneut
den hohen Frauenanteil am Lehrpersonal, i nsbeson-
dere i n Pri mär− und Grundschule, i m Hi nblick auf ko-
steni ntensive "frauentypische" Ausfallzeiten wegen
Schwangerschaft und Erziehungsurlaub. Die Tatsa-
che, dass der männliche Anteil an den Lehrberufen mit
der Bezahl ung steigt, war Brasseur allerdi ngs keinen
Kommentar wert.

Iran−Lady
Les visites officielles d' Etat dans des pays contro-
versés tel l'Iran sont toujours un péri ple difficile. Il
s' agit de répondre àlafois auxattentes des hôtes et à
celles des organisations humanitaires qui sollicitent
une prise de positi on claire contre les violati ons des
droits humains et la répression politi que. Comment
faire al ors pour éviter les i nci dents di pl omati ques?
Normalement les politi ques essaient de se tirer d' af-
faire en i ndiquant qu'il s ou elles vont poser "en privé"
les questi ons délicates et i nsister sur l' un ou l' autre
cas précis pour éventuellement améli orer la situati on
des personnes concernées. Si cette formule permet
de terminer le parcours officiel en évitant d'irriter les
responsables politi ques des pays hôtes, elle ne garan-
tit cependant pas que le message passe véritable-
ment. Les belles i mages qui arrivent sur nos écrans
detélévision servent aussi auxpouvoirs en place pour
montrer àleur populati on le degré d' acceptati on dont
ils disposent dans des pays "démocrati ques". Visiter
l'Iran (ou la Chine) sans directementi nvoquer les vio-
lati ons des droits élémentaires est peut−êtrefavorable
pour les relati ons économiques avec ces mêmes
pays, elle ne rend cependant pas pl us crédi ble notre
politi que extérieure. Difficile donc de tirer un bilan
défi nitif de la visite de Lydie Polfer − avant qu' on ne
connaissele contenu etl'i ssue de ces discussi ons"en
privé", si jamais elles ont existé.

Euthanasie: LizenzzumTöten?
Euthanasie sei pri nzi piell der falsche Weg, befand das
CSV−Nati onalkomitee am Mittwoch. Man setze auf die
Palliativmedizi n, die gefördert werden soll. " Wir si nd
nicht damit ei nverstanden, dass, wie die Abgeordne-
ten Huss und Err dies fordern, i n Luxemburg eine Li-
zenz zum Töten ausgestellt wird", sagte Generalse-
kretär Jean−Louis Schiltz.
Jutta Hopfgartner, Mitarbeiteri n der LSAP−Abgeordne-
ten Lydie Err, sagte gegenüber der woxx, i hre Partei
habe Euthanasie und Palliativmedizi n nie als Gegen-
satz begriffen. "Depenalisierung ist aber kei ne Lizenz
zumTöten. Es geht umdie Frei heit, sei n Lebensende
zu besti mmen, unabhängi gvon Leuten, die dazu ande-
re Meinungen haben." Von Jean Huss ("Déi Gréng")
kamen schärfere Töne: "Dass die CSVauf die Palliativ-
medizi n setzen will, nachdemsie 20 Jahrelang nichts
dafür getan hat, ist ei ne Frechheit." Die Christlich−So-
zialen seien i n ei ner unangenehmen Situati on, nach-
demin Bel gien und i n den Niederlanden fortschrittli-
che Regel ungen durchgesetzt wurden, so der Abge-
ordnete. "Jemanden zwingen zu wollen, weiter zu le-
ben, dasist dogmatischer, klerikaler I n−Humanismus",
fi ndet Jean Huss.

3dës woch
NULL−TOLERANZ

Ein Minister räumt auf

LucFrieden weiß, was
WählerInnen wünschen.


